
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 15/1995
15. Wahlperiode 02-06-26

Große Anfrage

der Fraktion der SPD

Datenschutzpolitik für Schleswig-Holstein

Drucksache 15/ 

Federführend ist 

Wir fragen die Landesregierung:

Vorbemerkung
Die Zunahme der Nutzung von Medien wie E-Mail, Internet und E-Commerce rückt den
Datenschutz immer mehr in den Blickpunkt. Darüber hinaus haben sich die technischen
Möglichkeiten zur Überwachung verbessert. Die Sorge vor der Entwicklung der Krimi-
nalität ruft immer wieder Diskussionen über die Abwägung zwischen Datenschutz und



Drucksache 15/1995 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode

2

Strafverfolgung hervor. Hinzu kommt die öffentliche Debatte um die sogenannten
„Sicherheitspakete“ der Bundesregierung nach den Terroranschlägen des 11. Septem-
ber 2001.

Vor diesem Hintergrund richten wir folgende Fragen an die Landesregierung:

1. Wie beurteilt die Landesregierung vor dem Hintergrund des sogenannten
„Volkszählungsurteils“ die Verwirklichung des Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung in Schleswig-Holstein?

2. Welche personenbezogenen Dateien nach § 11 (3) Landesdatenschutzgesetz wer-
den bei der Landesregierung geführt?
Wie sind die Zugriffsmöglichkeiten zu diesen Dateien?
Inwieweit haben erfasste Personen ein Recht auf Einsicht in diese Dateien?

3. Welche Position hat die Landesregierung bei der letzten Novelle zum Bundesdaten-
schutzgesetz eingenommen?
Inwieweit fand diese Position Berücksichtigung?
Welche weiteren Reformnotwendigkeiten sieht die Landesregierung in Bezug auf
das Datenschutzrecht und wie wirkt sich das neue Recht auf das Land aus?

4. Welche Position hat die Landesregierung bei der Beschlussfassung über das Ge-
setz zur Neuregelung von Beschränkungen des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses (G-10-Gesetz) eingenommen?
Inwieweit fand diese Position Berücksichtigung?

5. Welche internationalen Vereinbarungen zum Datenschutz bestehen und welche Ent-
wicklungen zeichnen sich ab?
Wie steht die Landesregierung zum freien Datenverkehr mit Nicht-EU-Ländern vor
dem Hintergrund eines Unterschiedlichen Niveaus beim Datenschutz.
Gibt es Bestrebungen, Das Thema „Datenschutz“ auch im Rahmen der Ostseeko-
operation zu bearbeiten?
Sieht sich die Landesregierung ausreichend beteiligt bei der Erörterung internatio-
naler Vereinbarungen im Bereich des Datenschutzes?
Sieht die Landesregierung die Gefahr, dass datenschutzrechtliche Standards auf
internationaler Ebene im Interesse der Kriminalitätsbekämpfung gesenkt werden?

6. Welche Richtlinien und Vorhaben zur internationalen Kriminalitätsbekämpfung  be-
stehen und wie wirken sie sich auf das bestehende deutsche Datenschutzrecht aus,
bzw. wie werden sie sich auswirken (z.B. EU-Cyber-Crime-Convention)?

7. Hält die Landesregierung es für geboten, die bestehenden Gesetze und Verordnun-
gen zur Überwachung der Telekommunikation zu überprüfen und ggfs. zu verändern?
Falls ja, in welcher Hinsicht?

8. Wie beurteilt die Landesregierung das Vorhaben, auf Bundesebene ein Informati-
onsfreiheitsgesetz zu erarbeiten und welche Position nimmt sie zu Einzelfragen ein?
Wie sind die Erfahrungen mit dem neuen Informationsfreiheitsgesetz für Schleswig-
Holstein beim Land und in den Kommunen?

9. Wie beurteilt die Landesregierung das Vorhaben, auf Bundesebene ein Verbrau-
cherinformationsgesetz zu erarbeiten und welche Position nimmt sie zu Einzelfragen
ein?

10.Wie beurteilt die Landesregierung die weitere Entwicklung von elektronischen Über-
tragungsmedien in Bezug auf den Datenschutz vor dem Hintergrund der Vermeidung
von Kriminalität (insbesondere Kinderpornografie, Drogenhandel, Betrugsdelikte,
Extremismus)?
Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung eine effiziente Strafverfolgung bei
Straftaten im Internet zu gewährleisten, ohne dass eine Überwachung Unverdächti-
ger erfolgt?
Welche Position nimmt die Landesregierung in Bezug auf die anonyme Nutzung des
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Internets ein ?
Welche Möglichkeiten der Kriminalprävention sieht die Landesregierung in diesem
Zusammenhang und welche Maßnahmen werden bereits durchgeführt?
Welche Position nimmt sie zu diesem Themenkomplex bei Beratungen auf Bundes-
ebene ein?

11.Wie beurteilt die Landesregierung die Regelungen zum sogenannten „großen und
kleinen Lauschangriff“?
Wie sind die Erfahrungen mit den gesetzlichen Regelungen und den ergriffenen
Maßnahmen (Erfolg?)? Welchen Handlungs- bzw. Reformbedarf sieht die Landesre-
gierung in Bezug auf die Regelungen?

12.Welche Erfahrungen liegen der Landesregierung bezüglich des Einsatzes besonde-
rer Mittel der Datenerhebung durch die Polizei (z.B. Observation, verdeckter Einsatz
technischer Maßnahmen zur Anfertigung von Bildaufnahmen, Einsatz technischer
Mittel zum Abhören oder Aufzeichnen von Gesprächen außerhalb von Wohnungen,
Zusammenarbeit mit sogenannten „V-Leuten“)vor?

13.Wie beurteilt die Landesregierung die Regelungen zur Videoüberwachung im pri-
vaten und öffentlichen Bereich?
Sieht sie Handlungsbedarf, diese Regelungen zu verändern?

14.Welche Position hat die Landesregierung bei der Diskussion zu den sicherheitspoli-
tischen Maßnahmen bezogen, die nach den terroristischen Anschlägen des 11.
September 2001 in den USA und am 11. April 2002 in  Djerba / Tunesien eingeleitet
wurden ?
Inwieweit konnte sie diese Position durchsetzen?
Welche landesrechtlichen Regelungen sind von der Verabschiedung der Sicher-
heitsmaßnahmen in welcher Weise betroffen?
Wie beurteilt die Landesregierung den bisherigen Erfolg dieser Maßnahmen?
Inwieweit wurden diese Maßnahmen befristet und wie beurteilt die Landesregierung
die erfolgte Befristung?
Wann und in welcher Form wird eine Evalutation dieser Maßnahmen erfolgen?
Welche dieser Maßnahmen sind noch nicht umgesetzt, bzw. wie ist der Stand der
Umsetzung (z.B. Aufnahme biometrischer Daten in Ausweispapiere)
Wie beurteilt die Landesregierung diese Maßnahmen aus Sicht der Gewährleistung
des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung?
Hält die Landesregierung eine Veränderung, Ergänzung oder Rücknahme von Re-
gelungen durch die Sicherheitspakete zum gegenwärtigen Zeitpunkt für erforderlich?

15.Wie beurteilt die Landesregierung Regelungen, Verfahren und Verwendung zu den
Themen
a) „Genetischer Fingerabdruck“
b) Biometrie
c) Digitale Signaturen
d) Chipkartensysteme
Welche datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind bei diesen Verfahren zu beach-
ten? Welche datenschutzrechtlichen Risiken bestehen dabei?
Sieht die Landesregierung hier Handlungsbedarf?
Inwieweit nutzt die Landesregierung diese Verfahren?

16.Wie beurteilt die Landesregierung folgende Angebote des unabhängigen Landes-
zentrums für Datenschutz:
a) Gütesiegel Datenschutz
b) Datenschutzaudit
c) Verschlüsselungssoftware
d) Virtuelles Datenschutzbüro

17.Welche Erfahrungen liegen der Landesregierung in Bezug auf die neue Rechtsform
als Anstalt des öffentlichen Rechts des Unabhängigen Landeszentrums für Daten-
schutz vor?
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18.Welche Vorhaben bestehen bei der Landesregierung, um die Medienkompetenz der
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen? Inwieweit spielen bei entsprechenden Vorha-
ben nicht nur die technischen Fertigkeiten, sondern auch qualitative Gesichtspunkte
zur sicheren und selbstbewussten Nutzung dieser Medien eine Rolle?

19.Inwieweit findet das Thema „Datenschutz“ Berücksichtigung im Schulunterricht –
auch im Rahmen der Initiative „Schulen ans Netz“?

20.Strebt die Landesregierung eine Vorreiterrolle bei der Einführung eines Datenschut-
zaudits in der öffentlichen Verwaltung an?
Ist die Förderung aus öffentlichen Mitteln von Projekten mit Bezug auf Informations-
und Kommunikationstechnologie an die Bedingungen des Gütesiegels für den Da-
tenschutz gebunden?
Falls nein, ist dieses beabsichtigt?

21.Ist der Patienten-Datenschutz ein Qualitätsmerkmal beim Konzept für den Gesund-
heitsstandort Schleswig-Holstein?
Falls ja, in welcher Weise; falls nein, warum nicht?

Thomas Rother
und Fraktion


